
                                                                                                  

 
 
 
 

Ordentliche Hauptversammlung 2009 
   
Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 9 gemäß §§ 203 Absatz 2 Satz 2, 
186 Absatz 3 Satz 4, Absatz 4 Satz 2 AktG 
 
Der Vorstand soll zunächst ermächtigt werden, Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der 
Aktionäre auszunehmen. Diese Ermächtigung dient der Verwaltungsvereinfachung. 
Der Vorstand ist danach berechtigt, Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnis-
ses entstehen, zur Erleichterung der Abwicklung auszuschließen.  
 
Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts soll sodann für den Fall gelten, 
dass der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten 
Aktien gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebe-
trages durch den Vorstand nicht wesentlich unterschreitet. Bei Ausnutzung der Er-
mächtigung wird der Vorstand die Abweichung vom Börsenpreis so niedrig bemessen, 
wie dies nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden Marktbedingungen 
möglich ist. Die Abweichung vom Börsenpreis zum Zeitpunkt der Ausnutzung des ge-
nehmigten Kapitals wird keinesfalls mehr als 5 % des dann aktuellen Börsenkurses 
betragen. Die Anzahl der unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Absatz 3 
Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien darf insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht über-
schreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der 
Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Zahl sind Aktien anzurechnen, die zur Be-
dienung von Bezugsrechten aus Options- oder Wandelschuldverschreibungen ausge-
geben wurden oder auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung in entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 
4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben wurden; ferner sind auf diese 
Zahl Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund ei-
ner Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien gemäß §§ 71 Absatz 1 Nr. 8, 186 
Absatz 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben oder veräußert 
wurden. Durch diese Vorgaben wird im Einklang mit der gesetzlichen Regelung dem 
Interesse der Aktionäre am Schutz vor einer Verwässerung ihres Anteilsbesitzes Rech-
nung getragen. Jeder Aktionär hat aufgrund des börsenkursnahen Ausgabebetrages 
der neuen Aktien und aufgrund der volumenmäßigen Begrenzung der Kapitalerhöhung 
unter Bezugsrechtsausschluss grundsätzlich die Möglichkeit, die zur Aufrechterhaltung 
seiner Anteilsquote erforderlichen Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen über die 
Börse zu erwerben. Diese Ermächtigung verfolgt das Ziel, der Gesellschaft die Unter-
nehmensfinanzierung im Wege der Eigenkapitalaufnahme zu erleichtern. Die Gesell-
schaft wird hierdurch in die Lage versetzt, einen entstehenden Eigenkapitalbedarf kurz-
fristig zu decken. Ein solcher Bedarf kann beispielsweise aufgrund sich kurzfristig bie-
tender Marktchancen oder auch bei der Gewinnung neuer Aktionärsgruppen entste-
hen. Durch die Ermächtigung können diese Möglichkeiten schnell und flexibel realisiert 
werden; darüber hinaus sind aufgrund der unkomplizierten Abwicklung höhere Erlöse 
aus den neu auszugebenden Aktien zu erwarten.  
 
Des Weiteren soll die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für die Ausga-
be neuer Aktien im Rahmen einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen gelten, wenn 
die neuen Aktien im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Zweck 
des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen 
oder sonstigen Vermögensgegenständen gewährt werden. Die Gesellschaft steht in 
einem intensiven Wettbewerb. Um in diesem Wettbewerb bestehen zu können, muss 
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die Gesellschaft in der Lage sein, im Interesse ihrer Aktionäre schnell und flexibel zu 
handeln. Hierzu gehört insbesondere auch die Möglichkeit, bei sich bietender Gele-
genheit kurzfristig Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteiligungen an Unterneh-
men oder sonstige Vermögensgegenstände zu erwerben oder einen Unternehmenszu-
sammenschluss einzugehen, um hierdurch die eigene Wettbewerbsposition zu verbes-
sern. Durch das genehmigte Kapital und die Ermächtigung zum Bezugsrechtsaus-
schluss wird die Gesellschaft in die Lage versetzt, derartige Akquisitionen schnell und 
kostengünstig durchführen zu können. Insbesondere wird sie hierdurch in die Lage 
versetzt, unter Schonung der eigenen Liquidität Aktien im Rahmen eines Zusammen-
schlusses oder als Gegenleistung für das zu erwerbende Unternehmen, den zu erwer-
benden Unternehmensteil oder die zu erwerbende Beteiligung oder sonstige Vermö-
gensgegenstände anzubieten. Zurzeit gibt es keine konkreten Akquisitionsvorhaben, 
für die das genehmigte Kapital ausgenutzt werden soll. Insoweit sind zum jetzigen 
Zeitpunkt keine Angaben zu Ausgabebeträgen möglich.  
 
Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur 
Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts Gebrauch machen wird. Eine 
Ausnutzung dieser Möglichkeit wird nur dann erfolgen, wenn dies nach Einschätzung 
des Vorstands und des Aufsichtsrats im Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Ak-
tionäre liegt.  
 
Anstelle einer unmittelbaren Ausgabe der neuen Aktien an die Aktionäre können die 
neuen Aktien auch von einem oder mehreren durch den Vorstand bestimmten Kreditin-
stituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug 
anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Durch die Zwischenschaltung von Kreditinstitu-
ten wird die Abwicklung der Aktienausgabe lediglich technisch erleichtert.  
 
Der Vorstand wird in der jeweils nächsten Hauptversammlung über die Ausnutzung 
des Genehmigten Kapitals II unter Ausschluss des Bezugsrechts berichten.  
 
 
Frankfurt am Main, im April 2009 
 
MEDICLIN Aktiengesellschaft 
 
Der Vorstand  
 
 
 
 


